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gelbenen Hinweise*7 werden im wesentlichen 'beachtet. Ver
urteilungen auf Bewährung sind stets mit der Verpflichtung 
zur Schadenwiedergutmachung und auch mehr als bisher — in 
geeigneten Fällen auch bei Jugendlichen — mit 'differenzier
ten Zusatzgeldstrafen zu verbinden.

Wiedergutmachung des Schadens

Bestandteil des verfassungsmäßig garantierten Schutzes des 
persönlichen Eigentums der Bürger ist Gewähr, daß die An
sprüche der durch Straftaten Geschädigten auf Schadenwie- 
dergutmachung gegenüber dem Straftäter konsequent und 
zügig durchgesetzt werden.*8 Bei der Durchsetzung dieser 
Anforderungen erzielen die Gerichte gute Ergebnisse

Ein beträchtlicher Teil der durch Diebstahl oder Betrug 
zum Nachteil des persönlichen Eigentums verursachten Schä
den wird bereits vor der Durchführung der gerichtlichen 
Hauptverhandlung wiedergutgemacht. Die Wiedergutmachung 
bei Diebstahl erfolgt durch Ersatzleistung in Geld oder durch 
Rückgabe der gestohlenen Sachen. In den meisten Fällen 
wird der Schaden zunächst durch die Staatliche Versicherung 
reguliert, auf die die Schadenersatzansprüche der Geschädig
ten übergehen. Bestehende Ersatzansprüche werden meist 
von den Geschädigten geltend gemacht.

Zunehmend besser tragen die Gerichte dem Erfordernis 
Rechnung, sich bereits im Eröffnungsverfahren den gestell
ten Schadenersatzanträgen gewissenhaft zuzuwenden und 
den materiell Geschädigten immer dann, wenn es der Sach
lage nach angezeigt ist, umsichtig zu beraten bzw. Hinweise 
auf notwendige Ergänzungen oder Änderungen des Schaden
ersatzantrags zu geben. Diese Arbeitsweise trägt wesentlich 
dazu 'bei, daß überwiegend bereits im Strafverfahren über 
die Höhe des geltend gemachten Schadenersatzanspruchs ent
schieden werden kann.

Zur Erhöhung der Wirksamkeit der Rechtsprechung der 
Gerichte im Kampf gegen Straftaten zum Nachteil des per
sönlichen Eigentums orientiert das Plenum des Obersten Ge
richts bei der Wiedergutmachung des Schadens insbesondere 
auf folgende Schwerpunkte:

— Um dem Täter die erlangten Vorteile zu entziehen und 
eine zügige Wiedergutmachung des Schadens zu realisieren, 
ist die Pflicht zur Rückgabe gestohlener Gegenstände an den 
Geschädigten gemäß § 33 ZGB durchzusetzen. In geeigneten 
Fällen ist zur Sicherung der Vollstreckung wegen der in 
Strafverfahren geltend gemachten Schadenersatzansprüche 
ein Arrestbefehl zu erlassen (§ 120 StPO).17 18 19 Die Schadenersatz
pflicht umfaßt die Wertminderung, die an den entwendeten 
Gegenständen eingetreten ist, und weitere dem Geschädigten 
entstandene materielle Nachteile. Die Höhe der Wertminde
rung wird in der Regel durch Schätzung ermittelt. Bei einge
tretener Wertlosigkeit des entwendeten Gegenstandes oder 
Unmöglichkeit seiner Rückgabe ist voller Ersatz in Höhe des 
Zeitwerts zur Tatzeit zu leisten sowie ggf. weiterer durch die 
Straftat entstandener Schaden zu ersetzen.

— Wenn einem durch Diebstahl Geschädigten beschlag
nahmtes Diebesgut vor der Hauptverhandlung nicht zurück- 
gegeben werden kann, weil es als Beweismittel benötigt wird, 
hat die Rückgabe alsbald nach Abschluß des Verfahrens zu 
erfolgen. Der Umfang der Schadenersatzpflicht wird entspre
chend den Regeln der sonstigen Fälle der Rückgabe entwen
deter Gegenstände bestimmt.

— Hat die Staatliche Versicherung der DDR den Schaden
ersatzanspruch des Geschädigten durch Versicherungsleistun
gen ganz oder teilweise ausgeglichen, sollte die zuständige 
Kreisdirektion über den festgestellten Täter informiert wer
den, damit sie den auf sie übergegangenen Ersatzanspruch 
alsbald durchsetzen kann.

— Wird der durch die Straftat Geschädigte nicht festge
stellt, sind die noch verfügbaren Gegenstände, die der Täter 
durch seine Tat erlangt hat, gemäß § 56 StGB einzuziehen.

— Rechte der Geschädigten gemäß § 17 StPO sind strikt zu 
beachten. Die ordnungsgemäße Zustellung von Entscheidun
gen über den Schadenersatz ist zu gewährleisten. Aus der Be
gründung der Entscheidungen muß sich der Schadenumfäng

und die Anwendung der zutreffenden Rechtsnorm eindeutig
ergeben.

— Wenn sich im Ergebnis der Verhandlung ein Schaden
ersatzantrag als unzulässig, unbegründet oder zum Teil unbe
gründet erweist, ist auf Rücknahme bzw. Änderung des An
trags hipzuwirken. Andernfalls ist er ganz oder teilweise ab
zuweisen.

Rechtsprechung der gesellschaftlichen Gerichte

Die Tätigkeit der gesellschaftlichen Gerichte, deren Anleitung 
durch die Bezirks- und Kreisgerichte und die Übergabepraxis 
entsprechen den in den Plenartagungen des Obersten Gerichts 
von 1982 und 1985 gegebenen Hinweisen.20 Den gesellschaft
lichen Gerichten werden solche Strafsachen zur Beratung 
übergeben, die weniger schwere Delikte betreffen. Das sind 
meist Diebstähle von Kleidungsstücken, Geld (teilweise aus 
verschlossenen Garderobenschränken in Betrieben und Lehr
lingswohnheimen), Kfz-Teilen und Fahrrädern sowie rech ts- 
widrige Zueignung von Fundsachen.

Die Qualität der Übergabeentscheidungen verbesserte sich 
nach der 11. Plenartagung des Obersten Gerichts von 1985 er
kennbar. Rückgaben wegen Nichtvorhandenseins von Ü'ber- 
gabevoraussetzungen gemäß § 27 KKO, § 25 SchKO bilden 
die Ausnahme. Mängel in den Übergabeentscheidungen be
ziehen sich im wesentlichen darauf, daß vereinzelt genaue 
Angaben zur Höhe des durch die betreffende Straftat verur
sachten Schadens oder eine tatbezogene Einschätzung der Per
sönlichkeit des jeweiligen Täters fehlen. In Einzelfällen ist bei 
Antragsdelikten aus der Übergabeentscheidung nicht zu er
kennen, Ob 'die Strafverfolgung auf Antrag des Geschädigten 
oder im öffentlichen Interesse erfolgt.

Die gesellschaftlichen Gerichte prüfen den Sachverhalt 
eigenverantwortlich auf der Grundlage der Übergabeent- 
scheidung und beurteilen ihn rechtlich zutreffend. Bei der 
Feststellung der jeweiligen Tatfolgen arbeiten sie mit der 
Staatlichen Versicherung zusammen, insbesondere 'dann, wenn 
diese auf Grund eines Versicherungsvertrages mit dem Ge
schädigten dessen Schaden bereits ausgeglichen hat.

Die ausgesprochenen Erziehungsmaßnahmen sind generell 
der jeweiligen Tatschwere angemessen. Bei ihrer Festlegung 
wird die Persönlichkeit des betreffenden Täters berücksich
tigt. Die Anwendung der Geldbuße bei Vergehen zum Nach
teil des persönlichen Eigentums erfolgt überwiegend richtig. 
Es bestätigt sich, daß die Beratungen vor den gesellschaftli
chen Gerichten bei Angriffen auf das persönliche Eigentum 
der Bürger von großer erzieherischer Wirkung sind. In geeig
neten Fällen wird che erzieherische Wirkung der Beratung 
durch Einbeziehung gesellschaftlicher Kräfte verstärkt. Dem 
gleichen Zweck dienen auch die Beratungen vor einem erwei
terten Teilnehmerkreds (Brigademitglieder, Lehrlingskollek
tive, Gewerkschaftsfunktionäre, Vertreter von Ausschüssen 
der Nationalen Front).

Die Anleitung der gesellschaftlichen Gerichte ist in fol
genden zwei Grundrichtungen zu erhöhen:
— Die von den gesellschaftlichen Gerichten ausgesprochenen

Geldbußen sind weiter zu differenzieren. Dabei sind die
Schwere der Tat, die wirtschaftlichen Verhältnisse des Tä-
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